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Nachhaltige Produkte sollen in der EU zur Norm werden. Dazu hat die EU-Kommission am 30.3.2022 ihren Entwurf für eine

„Sustainable Products Initiative“ (SPI) sowie einen Vorschlag für eine EU-Strategie für nachhaltige Textilien veröffentlicht. Die

bislang geltende Ökodesign-Richtlinie soll von einer neuen Verordnung abgelöst werden. Mit den vorgelegten Vorschlägen

sollen nahezu alle Produkte auf dem EU-Markt während ihres gesamten Lebenszyklus haltbarer werden bzw. repariert, wie-

derverwendet oder recycelt werden können. Das betrifft Waren wie Handys und Textilien ebenso wie Bauprodukte. Gleich-

zeitig sollen Verbraucher besser über die Nachhaltigkeit von Produkten informiert und vor Greenwashing geschützt werden

(s. Newsletter EU-Kommission vom 30.3.2022). „Es ist höchste Zeit, dass wir das Modell der Wegwerfgesellschaft ad acta

legen, das für unseren Planeten, unsere Gesundheit und unsere Wirtschaft so schädlich ist …“, so Exekutiv-Vizepräsident

Frans Timmermans. Sollte der nun präsentierte Vorschlag der EU-Kommission zur rechtlichen Realität werden, plädiert der

DIHK dafür, dass daraus hervorgehende Produktvorgaben auf Basis betrieblicher Expertise entstehen und den Unternehmen

genügend Entwicklungsspielraum gegeben werde sollte (Newsletter DIHK Brüssel vom 31.3.2022). Dass der Kommissionsvor-

schlag die Vermeidung unverhältnismäßig negativer Einflüsse auf die Wettbewerbsfähigkeit gerade kleiner und mittlerer Un-

ternehmen als Kriterium aufgreife und die Möglichkeit der wirtschaftlichen Selbstregulierung offenhalte, stimme hoffnungs-

voll. Denn nur bei wirtschaftlicher Teilhabe und angemessener Unterstützung der Betriebe bei der Transformation könne die

Initiative zu einem nachhaltigen Erfolgsmodell werden.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Unzulässigkeit einer allgemeinen und

unterschiedslosen Vorratsspeicherung zur

präventiven Bekämpfung schwerer Straf-

taten

Der Gerichtshof hat mit Urteil vom 5.4.2022 –

C-140/20 – bestätigt, dass das Unionsrecht natio-

nalen Rechtsvorschriften entgegensteht, die prä-

ventiv eine allgemeine und unterschiedslose Vor-

ratsspeicherung von Verkehrs- und Standortda-

ten, die elektronische Kommunikationen betref-

fen, zum Zweck der Bekämpfung schwerer

Straftaten vorsehen. Ein nationales Gericht kann

die Wirkungen einer Ungültigerklärung nationa-

ler Rechtsvorschriften, die eine solche Speiche-

rung vorsehen, nicht zeitlich begrenzen. In Bestä-

tigung seiner früheren Rechtsprechung hat der

EuGH ferner entschieden, dass das Unionsrecht

Rechtsvorschriftennichtentgegensteht, dieunter

den in seinemUrteil genannten Voraussetzungen

zur Bekämpfung schwerer Kriminalität und zur

Verhütung schwerer Bedrohungen der öffentli-

chenSicherheit

– anhand von Kategorien betroffener Personen

oder mittels eines geografischen Kriteriums

eine gezielte Vorratsspeicherung von Verkehrs-

undStandortdatenvorsehen;

– eine allgemeine und unterschiedslose Vorrats-

speicherung der IP-Adressen, die der Quelle

einer Verbindung zugewiesen sind, vorsehen;

– eine allgemeine und unterschiedslose Vorrats-

speicherung der die Identität der Nutzer elek-

tronischer Kommunikationsmittel betreffen-

den Daten vorsehen;

– eine umgehende Sicherung (quick freeze) der

Verkehrs- und Standortdaten vorsehen, die den

Betreibern elektronischer Kommunikations-

dienste zurVerfügungstehen.

Zu diesen unterschiedlichen Kategorien von

Maßnahmen hat der Gerichtshof verschiedene

Klarstellungen vorgenommen.
(PM EuGH Nr. 58/2022 vom 5.4.2022)

EuGH: Ausnahme vom Widerrufsrecht bei

Online-Ticketerwerb über einen Vermittler

– CTS Eventim

Art. 16 Buchst. l der Richtlinie 2011/83/EU des Eu-

ropäischenParlaments unddes Rates vom25.Ok-

tober 2011 über die Rechte der Verbraucher, zur

Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates

und der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen

Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung

der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der

Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments

und des Rates ist dahin auszulegen, dass die in

dieser Bestimmung vorgesehene Ausnahme vom

Widerrufsrecht einem Verbraucher entgegenge-

haltenwerden kann, dermit einemVermittler, der

imeigenenNamen, aber für RechnungdesVeran-

stalters einer Freizeitbetätigung handelt, einen

FernabsatzvertragüberdenErwerbeinesZutritts-

rechts zu dieser Betätigung geschlossen hat, so-

fern zum einen das Erlöschen der Verpflichtung

gegenüber dem Verbraucher zur Erfüllung des

Vertrags im Wege des Widerrufs gemäß Art. 12

Buchst. a der Richtlinie dem Veranstalter der be-

treffenden Betätigung das Risiko in Verbindung

mit der Bereitstellung der hierdurch frei geworde-

nen Kapazitäten auferlegen würde und zum an-

deren die Freizeitbetätigung, zu der dieses Recht

Zutritt gewährt, zu einem bestimmten Zeitpunkt

oder in einem bestimmten Zeitraum stattfinden

soll.

EuGH, Urteil vom 31.3.2022 – C-96/21
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-833-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Keine Fortsetzung der GmbH bei

rechtskräftiger Ablehnung der Insolvenzer-

öffnung mangels Masse

Wird eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung

durch die rechtskräftige Ablehnung der Eröff-

nung des Insolvenzverfahrens über das Vermö-

gen der Gesellschaft mangels Masse gemäß § 60

Abs. 1 Nr. 5 GmbHG aufgelöst, kann sie nicht fort-

gesetztwerden.Dies gilt auchdann,wenndieGe-

sellschaft über ein das satzungsgemäße Stamm-

kapital übersteigendesVermögenverfügt unddie

Insolvenzgründebeseitigtwurden.

BGH, Beschluss vom 25.1.2022 – II ZB 8/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-833-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Sonderzeichen „//“ nicht zur Firmen-

kennzeichnung geeignet

Die einer Firma vorangestellten Sonderzeichen

„//“ sind nicht zu ihrer Kennzeichnung geeignet.

BGH, Beschluss vom 25.1.2022 – II ZB 15/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-833-3

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Verjährungsfrist nach Übergang der

Ansprüche aus einem Steuerverhältnis auf

einen leistenden Gesamtschuldner

Gehen Ansprüche aus dem Steuerschuldverhält-

nis auf einen leistenden Gesamtschuldner über,

richtet sich die Verjährungsfrist nach dem Forde-

rungsübergang auch dann nach der besonderen

Zahlungsverjährung für AnsprücheausdemSteu-

erschuldverhältnis, wenn es sich beim Gesamt-

schuldnerumeinenprivatenGläubigerhandelt.

Ein nach der Aufhebung des Insolvenzverfahrens

zugunsten des Schuldners ergangenes Urteil

über eine Masseverbindlichkeit wirkt nicht zu-
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